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beitsgruppen zur Durchführung von Arbeitsaufgaben zu 
bilden.

(2) Der Leiter der Zentralen Verpackungsinspektion hat das 
Recht,
a) den Leitern der Betriebe Auflagen zur Durchführung der 

aus den Inspektionen abgeleiteten Schlußfolgerungen zum 
Wirksammachen aufgedeckter Reserven sowie zur Wieder­
herstellung der Gesetzlichkeit bei Verstößen gegen die 
staatliche Ordnung zu erteilen;

b) den Leitern der Betriebe Anerkennung für gute Arbeit 
auszusprechen.

§5
(1) Die Zentrale Verpackungsinspektion hat die Pflicht,

a) die Inspektionen nach einem Arbeitsplan und mit hoher 
Qualität und rationellen Arbeitsmethoden vorzubereiten 
und durchzuführen;

b) die jeweils zuständigen- Leiter über die vorgesehene In­
spektion zu informieren und die dazu erforderliche Vorbe­
reitung zu fordern;

c) bei den Inspektionen das Zusammenwirken mit den Werk­
tätigen und ihren gesellschaftlichen Organisationen in den 
Betrieben zu sichern;

d) bei der Vorbereitung und Durchführung der Inspektionen 
die enge Zusammenarbeit mit der Staatlichen Bilanzinspek­
tion bei der Staatlichen Plankommission, der Staatlichen 
Finanzrevision und dem Staatlichen Vertragsgericht zu si­
chern;

e) die Sicherung der Kontrollergebnisse entsprechend den
Bestimmungen zum Schutz von Staats- und Dienstgeheim­
nissen zu gewährleisten; .

f) die Kontrollergebnisse an Ort und Stelle zu protokollie­
ren und festgestellte Mängel sowie positive Beispiele und 
Erfahrungen gemeinsam mit dem Leiter des Betriebes aus­
zuwerten.

(2) Der Leiter der Zentralen Verpackungsinspektion hat die 
Pflicht,
a) über grundsätzliche Feststellungen bei der Bilanzierung, 

Herstellung und dem Einsatz von Verpackungsmaterialien 
und -maschinen den Minister für Glas- und Keramikin­
dustrie zu informieren und Vorschläge für staatliche Rege­
lungen und Entscheidungen zu erarbeiten;

b) bei der Feststellung von Verstößen gegen die staatliche 
Ordnung bei der Herstellung, der Weiterverarbeitung und 
den Einsatz von Verpackungsmaterialien die unverzüg­
liche Wiederherstellung der Gesetzlichkeit zu veranlassen.

§ 6
Arbeitsweise

(1) Die Zentrale Verpackungsinspektion löst die ihr über­
tragenen Aufgaben in enger Zusammenarbeit mit der Staat­
lichen Bilanzinspektion bei der Staatlichen Plankommission 
und der Staatlichen Finanzrevision.

(2) Die Zusammenarbeit der Zentralen Verpackungsinspek­
tion mit der Chemieberatungsstelle beim Ministerium für 
Chemische Industrie, der Staatlichen Holzinspektion beim 
Ministerium für Materialwirtschaft und der Stahlberatungs­
stelle beim Ministerium für Erzbergbau, Metallurgie und Kali, 
soweit sie die Kontrolle der Entwicklung, der Herstellung, 
der Weiterverarbeitung und den Einsatz von Verpackungs­
materialien betrifft, ist mit diesen abzustimmen. Die Kontroll­
ergebnisse sind gemeinsam auszuwerten.

(3) Die Kontrollergebnisse sind durch die Zentrale Ver­
packungsinspektion mit den zuständigen Ministerien bzw. den 
Räten der Bezirke auszuwerten. Durch die Verallgemeinerung 
fortgeschrittener Erfahrungen und Unterbreitung von Vor­
schlägen hat sie aktiv Einfluß auf die weitere Qualifizierung 
der Leitung und Planung der Verpackungswirtschaft in den 
Staatsorganen und Betrieben auszuüben.

§ 7
Disziplinarmaßnahmen

Auf Verlangen des Leiters der Zentralen Verpackungsin­
spektion ist gegenüber den Leitern oder leitenden Mitarbei­

tern, die Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der Verpak- 
kungswirtschaft verletzen oder erteilte Auflagen nicht'-erfül­
len, durch den zuständigen Disziplinarbefugten gemäß den 
arbeitsrechtlichen Bestimmungen ein Disziplinarverfahren 
einzuleiten.

- § 8  
Beschwerdeverfahren

(1) Auflagen des Leiters der Zentralen Verpackungsin­
spektion haben schriftlich zu ergehen, sind zu begründen und 
haben eine Rechtsmittelbelehrung zu enthalten. Sie sind den 
Adressaten auszuhändigen oder zuzusenden.

(2) Gegen die Auflagen kann Beschwerde eingelegt werden. 
Die Beschwerde ist schriftlich unter Angabe der Gründe in­
nerhalb einer Frist von 2 Wochen nach Bekanntgabe der Auf­
lage beim Leiter der Zentralen Verpackungsinspektion einzu­
legen.

(3) Über die Beschwerde ist innerhalb einer Frist von 
2 Wochen nach ihrem Eingang zu entscheiden. Wird der Be­
schwerde nicht oder nicht in vollem Umfang stattgegeben, ist 
sie innerhalb dieser Frist dem Minister für Glas- und Ke­
ramikindustrie zuzuleiten. Der Einreicher der Beschwerde ist 
davon zu informieren. Der Minister für Glas- und Keramik­
industrie entscheidet innerhalb weiterer 2 Wochen endgültig.

(4) Die Beschwerde hat keine aufschiebende Wirkung. Der 
Leiter der Zentralen Verpackungsinspektion kann die Durch­
führung der ausgesprochenen Auflagen bis zur endgültigen 
Entscheidung über die Beschwerde aussetzen.

§9
Schlußbestimmungen

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Juli 1986 in Kraft.
(2) Gleichzeitig treten der § 10 der Verordnung vom 13. No­

vember 1980 über die Leitung und Planung der Verpackungs­
wirtschaft — Verpackungsverordnung — (GBl. 11981 Nr. 2 
S. 17) und die Erste Durchführungsbestimmung vom 9. De­
zember 1980 zur Verordnung über die Leitung und Planung 
der Verpackungswirtschaft — Zentrale Verpackungsinspek­
tion - (GBl. I 1981 Nr. 2 S. 21) außer Kraft.

Berlin, den 13. Februar 1986

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

W. S t o p h  
Vorsitzender

^ Der Minister
für Glas- und Keramikindustrie 

Prof. Dr. G r ü n h e i d

Beschluß 
über das Musterstatut 

der Einkaufs- und Liefergenossenschaften 
des Handwerks

vom 6. Februar 1986

1. Das nach umfassender Beratung mit Vorsitzenden und 
Vorständen der Einkaufs- und Liefergenossenschaften 
des Handwerks in allen Bezirken sowie mit Vorständen 
der Handwerkskammern der Bezirke vorgelegte Muster­
statut der Einkaufs- und Liefergenossenschaften des 
Handwerks (Anlage)1 wird bestätigt.

2. Die Einkaufs- und Liefergenossenschaften des Handwerks 
sind für die Anleitung, Unterstützung und materiell-

l Die Anlage wird im Sonderdruck Nr. 1265 des Gesetzblattes ver- 
öffentlicht.


